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Stadt Steinbach (Taunus) 
 
 

Bebauungsplan 
 

„Schwalbacher Straße“ 1. Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB sowie der 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 13a BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen mit Anregungen und Hinweisen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Steinbach und Gießen, im April 2024 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
Der Kreisausschuss HTK, Fachbereich Umwelt, Naturschutz- und Bauleitplanung-untere 
Naturschutzbehörde- (08.04.2024) 
Der Kreisausschuss HTK, Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz 
(17.04.2024) 
Hessen Mobil Wiesbaden (15.04.2024) 
Hessenwasser GmbH & Co. KG (04.04.2024) 
Landesamt für Denkmalpflege (03.04.2024) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (15.04.2024) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (15.04.2024) 
Wasserversorgung Steinbach/Ts. GmbH (31.03.2024) 
Regierungspräsidium Darmstadt (22.04.2024) 
 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(13.03.2024) 
PLEdoc GmbH (25.03.2024) 
 
 
 

Keine Stellungnahmen sind eingegangen von folgenden Trägern öffentlicher Be-
lange: 
Botanische Vereinigung für Naturschutz 
BUND Landesverband Hessen e.V. 
DB Bahn AG 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Fraport AG 
Hess. Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. 
Hess. Landesamt für Umwelt und Geologie 
Hessen Forst 
IHK Bad Homburg 
Katholische Kirchengemeinde Steinbach 
Kreisbrandinspektor 
Kreishandwerkerschaft Hochtaunuskreis 
Landesamt für Denkmalpflege 
Landesbetrieb Bau- und Immobilien Hessen 
Landesjagdverband Hessen e.V. 
Magistrat der Stadt Eschborn 
Magistrat der Stadt Kronberg 
Magistrat der Stadt Oberursel 
Naturpark Taunus 
Naturschutzbund Deutschland 
NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 
Rhein-Main-Verkehrsverbund 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Staatliches Schulamt für den Hochtaunus- und Wetteraukreis 
Stadtplanungsamt Frankfurt 
Syna GmbH 
Vodafone GmbH 
Verband Hess. Fischer e.V. 
Verkehrsverband Hochtaunuskreis. 
Wanderverband Hessen e.V. 
 
 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Sind keine eingegangen 
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Der Kreisausschuss HTK, Fachbereich Umwelt, Naturschutz- und Bauleitplanung - 
Untere Naturschutzbehörde- (08.04.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. bis 3.: Die Ausführungen und die grundsätzliche Zustimmung zur  
Planung werden zur Kenntnis genommen. 
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7. 
 
 
8. 
 
 
 
 

 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgetragenen Anregungen und Hinweise werden unter Berücksichtigung der umwelt-
bezogenen Abwägungsdirektiven sorgfältig behandelt und einer Abwägung und Beschluss-
fassung durch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Steinbach (Taunus) zugeführt.  
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auf Seite 7 des angesprochenen Umweltfachbeitrags (11/2019) findet sich folgende Aus-
sage: Die Entwicklungskarte des Landschaftsplans (Regionalverband 
FrankfurtRheinMain, Stand 2001) weist den Geltungsbereich als Siedlungsfläche mit der 
Regelung „Erhaltung der Durchgrünung“ aus. Um dieser Regelung zu entsprechen und um 
einen harmonischeren Übergang in die freie Landschaft zu schaffen, sollte das Plangebiet 
großzügig durchgrünt werden. 
 
Die bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan „Schwalbacher Straße“ (2019) getroffenen 
grünordnerischen Festsetzungen dienen neben ihrer eingriffsminimierenden Wirkung 
auch der Steigerung der Wohn- und Aufenthaltsqualität und entsprechen nach hiesiger Auf-
fassung den Vorgaben des Landschaftsplans des früheren Umlandverbandes bzw. jetzigen 
Regionalverbands von 2001. Im Rahmen des Bebauungsplans werden Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 20 BauGB vorgesehen und es wird festgesetzt, dass ein Anteil der Grundstücksfreiflä-
chen sowie alle Dächer der Hauptgebäude und Carports mit einer Dachneigung <10° zu be-
grünen sind. Fußwege, Stellplatzzufahrten sowie Hofflächen auf den Baugrundstücken sind 
in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen. Für die Bepflanzung von Grünanlagen, 
Vorgärten und Hausgärten werden detaillierte Festsetzungen getroffen. Steingärten und die 
Verwendung von Geovlies sind wegen ihres geringen ökologischen Werts nicht zulässig. 
In der 1. Änderung wird zudem festgesetzt, dass zur Vermeidung und Minimierung von Be-
einträchtigungen nachtaktiver Insekten für die Außenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmit-
tel (LED-Leuchten, Natrium- Hochdampflampen) mit einer Farbtemperatur von maximal 
3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) unter Verwendung vollständig gekapselter Leuchten-
gehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, einzusetzen sind.  
 
Die Fläche, die nunmehr von „Verkehrsbegleitgrün“ zu „Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung; hier: Stellplätze“ umgewidmet wird umfasst insgesamt rd. 78 m². Die Festset-
zung von Verkehrsbegleitgrün hatte keine spezifische Entwicklungsperspektive. Da hier ne-
ben der Schaffung von dringend erforderlichen Stellplätzen auch noch Bäume zur Anpflan-
zung vorgesehen werden, wird nach wie vor davon ausgegangen, dass auch die 1. Ände-
rung des Bebauungsplans den übergeordneten Zielen des Landschaftsplans nicht wider-
spricht. 
 
Die Befestigung der Stellplätze erfolgt zudem mit begrünten Rasengittersteinen. Ferner wird 
im Zuge der Erschließung in der Schwalbacher Straße im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes „Alter Cronberger Weg“ ein Teil der Fahrbahn in gleicher Größenordnung teilentsie-
gelt und ebenfalls nur noch mit begrünten Rasengittersteinen befestigt. 
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Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Vorkommen von planungsrechtlich relevanten Tierarten kann für den Geltungsbereich 
nicht ausgeschlossen werden. Die Untersuchungen im Jahr 2019 haben jedoch gezeigt, 
dass der intensiv genutzte Bereich um den Pferdestall und der Garten nur sehr begrenzt 
durch Vögel genutzt wird. Als planungsrelevante Art wurde damals lediglich der Girlitz mit 
einem Brutrevier am südöstlichen Rand festgestellt. Auch Wochenstubenquartiere von Fle-
dermäusen konnten ausgeschlossen werden. Die Nisthilfen und künstlichen Fledermaus-
quartiere wurden im Sinne des vorbeugenden Artenschutzes, also zur allgemeinen Förde-
rung der Vögel und Fledermäuse, festgesetzt. Da sich die Habitatstrukturen nicht verändert 
haben, ist nicht mit einem veränderten Artenspektrum zu rechnen.  
Höhlenreiche Altbaumbestände sind nicht vorhanden, in den immergrünen Gehölzen kön-
nen aber Habitatstrukturen nicht ausgeschlossen werden. 
Als einzige Fledermausart wurde 2019 die Zwergfledermaus jagend nachgewiesen. Diese 
Art jagt gerne in Hausgärten und findet häufig Quartiere an Gebäuden. Sie wird daher keine 
artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigung erfahren. Andere Arten wurden nicht nach-
gewiesen. Eine erhebliche Störung von lärm- und lichtempfindlichen Fledermausarten ist 
daher nicht zu erwarten. 
Der Bebauungsplan sieht eine Baumkontrolle vor Fällung vor. Diese Kontrolle war durch 
eine ökologische Baubegleitung durchzuführen. Die von der Maßnahme betroffenen Bäume 
und baulichen Anlagen (Unterstände, Pferdestall) wurden auf der Grundlage des rechtskräf-
tigen Bebauungsplans „Schwalbacher Straße“ sowie unter Berücksichtigung der gesetzli-
chen Vorgaben bereits rückgebaut (Anfang 2023). 
 
Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Einhaltung eines Mindestbodenabstandes von 15 cm wird als Empfehlung in den Be-
bauungsplan aufgenommen.  
 
Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Folgende Vorkehrungen werden vorgesehen, um Gefährdungen der nach den hier einschlä-
gigen Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu mindern. Die 
Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG in Kap. 5.1 
und 5.2 des Umweltfachbeitrags erfolgte unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen: 
 

V 1 Die Erschließungsarbeiten (Baufeldräumung) erfolgen grundsätzlich außerhalb 
der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Feb-
ruar eines Jahres. Ausnahmen sind mit der Naturschutzbehörde im Einzelfall abzu-
stimmen und mit einer ökologischen Baubegleitung abzusichern. 
 
V 3 Vor den Fällarbeiten sind die Bäume durch eine fachkundige Person auf die An-
wesenheit von Fledermäusen hin zu kontrollieren. Bei Anwesenheit von Fledermäu-
sen sind diese vorsichtig in die Freiheit zu entlassen oder (falls schlafend) z.B. in ei-
nen Nistkasten zu setzen. 

 
Die Formulierungen, die nach hiesiger Auffassung sinngemäß dem Gewünschten entspre-
chen, werden um den spezifischen Hinweis auf Höhlenbäume ergänzt. 
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Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
In der unter Ziffer 8 dieser Abwägung bereits erwähnten Vermeidungsmaßnahme, wird be-
reits Gleichlautendes bestimmt. 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Unter Ziffer 8 der Textlichen Festsetzungen wird unter V4 folgendes ausgeführt:  

Gehölze auf angrenzenden Grundstücken sind im Kronen- und Wurzelbereich ent-
sprechend der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegeta-
tionsflächen bei Baumaßnahmen“ zu schützen.  

  

 
Die Formulierung entspricht nach hiesiger Auffassung sinngemäß dem Gewünschten. 
 
 
Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Vorgaben wurden für den Rückbau des Pferdestalls bzw. des Unterstands entspre-
chend berücksichtigt. 
 
 
 
 
Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Nach Abschluss der gegenwärtig laufenden archäologischen Untersuchungen können die 
unbeeinträchtigten Bereiche im Zuge der Baufeldräumung durch die ÖBB kontrolliert wer-
den. 
 
 
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Gegenwärtig befindet sich noch ein Baum auf der Fläche, der Höhlen aufweist. Dieser 
Baum soll möglichst erhalten werden. Sollte ein Erhalt nicht möglich sein wird er innerhalb 
der beschränkten Rodungszeit für Höhlenbäume (vgl. Ziffer 8) unter vorheriger Kontrolle 
durch die ÖBB gefällt.  
Die Kompensation wegfallender Habitatstrukturen erfolgt mit geeigneten Fledermaus-Quar-
tieren im Verhältnis 1:3. Die Standorte der Ersatzquartiere werden durch die ÖBB mit der 
UNB abgestimmt. 
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16. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu 14.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Bezüge werden redaktionell aktualisiert. Angemerkt sei, dass der Bebauungsplan in Zif-
fer A 6.3 der Textlichen Festsetzungen folgende Festsetzung enthält:  

Beleuchtung: Zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen nachtaktiver In-
sekten sind für die Außenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmittel (LED-Leuchten, Nat-
rium-Hochdampflampen) mit einer Farbtemperatur bis maximal 3.000 Kelvin (warm-
weiße Lichtfarbe) unter Verwendung vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die kein 
Licht nach oben emittieren, einzusetzen. 

 
Ein Hinweis zur Berücksichtigung bei Vogelschlag kann entsprechend noch aufgenommen 
werden. 
 
 
Zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es findet auch in der 1. Änderung des Bebauungsplans die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) nach der Änderungsverordnung von 1990 Anwendung, dergemäß ausschließlich 
die Flächen von Vollgeschossen in die Berechnung einfließen. Dach- und Staffelgeschosse 
bleiben insofern unberücksichtigt, sofern sie die Vollgeschossdefinition nicht erfüllen. 
Die Vorplanung hat ergeben, dass die gewählten städtebaulichen Kennziffern bei der ge-
planten Bebauung eingehalten werden können. 
 
 
Zu 16.: Der Anregung wird entsprochen. 
Der Hinweis wird redaktionell angepasst. 
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Der Kreisausschuss HTK - Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz 
(17.04.2024) 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stichstraße „Falkensteiner Weg“ (neue Bezeichnung) hat eine Länge von unter 50m 
(genau 49,20m). Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs der 1. Änderung sind somit 
alle zukünftigen Gebäude unmittelbar erreichbar. 
Die hier angesprochene Fortsetzung der Schwalbacher Straße wird mit dem Beginn der Er-
schließung des Baugebiets hergestellt, ebenso wie die Falkensteiner Straße. Beide Straßen 
sind sowohl von der Geometrie als auch dem Aufbau so ausgelegt, dass sie von der Feuer-
wehr befahren werden können. 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
vgl. Ausführungen unter Ziffer 2. Angemerkt sei zudem, dass in der Wendeanlage eine  
Feuerwehraufstellfläche von 7 x 12m bereitgestellt werden kann. 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Bebauungsplan wird eine Traufhöhe von max. 7,0m und eine Firsthöhe von max. 10,50 
m festgesetzt. Es ist nicht zu erwarten, dass Gebäude entstehen, deren Brüstung von anzu-
leiternden Stellen mehr als 8m über der Geländeoberfläche liegen. 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und als Hinweis in die Begründung aufgenommen.  
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Zu 6. bis 9: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anregungen wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, bei 
der Aufstellung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt.  
Soweit die Anregungen den Vollzug betreffen, sei hierauf verwiesen, zumal die genannten 
Fundstellen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausführen und bei der Bau-
planung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 
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Hessen Mobil Wiesbaden (15.04.2024) 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Hessenwasser GmbH & Co. KG (04.04.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und wurde bereits in den Bebauungsplan sowie die Begründung aufgenommen. 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung zum Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
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Landesamt für Denkmalpflege (03.04.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen wurde eine systematische Flächenabsuche 
durchgeführt. Bei der geophysikalischen Oberflächensondierung zur Erfassung von archäo-
logischen Bodendenkmälern und Kampfmittelverdachtspunkten (Geophysik Rhein-Main 
GmbH, Frankfurt am Main (26.01.2023)) wurde eine Vielzahl von Störpunkten / Kampfmittel-
verdachtspunkten erfasst. 
 
Die geophysikalische Oberflächensondierung zur Erfassung von archäologischen Boden-
denkmälern und Kampfmittelverdachtspunkten (Geophysik Rhein-Main GmbH, Frankfurt am 
Main (26.01.2023)) ergab, dass eine Auswertung hinsichtlich archäologischer Bodendenk-
mäler wegen der Vielzahl der Stör- / Kampfmittelverdachtspunkte nicht möglich ist. 
 
Laut geophysikalischem Bericht der Firma Tauber Explosiv Management GmbH u. Co. KG 
(Weiterstadt, 30.03.2023) wurden bei den vorgenommenen Ausgrabungsarbeiten aus-
schließlich Metallreste und Eisenschrott gefunden. 
 
Gegenwärtig werden auf der Fläche weitergehende archäologische Untersuchungen durch-
geführt. 
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Regionalverband FrankfurtRheinMain (21.03.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Aussagen der SUP wurden bei der Erstellung des Umweltfachbeitrags zum Bebauungs-
plan „Schwalbacher Straße“ berücksichtigt. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (15.04.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen wurde eine systematische Flächenabsuche 
durchgeführt. Bei der geophysikalischen Oberflächensondierung zur Erfassung von archäo-
logischen Bodendenkmälern und Kampfmittelverdachtspunkten (Geophysik Rhein-Main 
GmbH, Frankfurt am Main (26.01.2023)) wurde eine Vielzahl von Störpunkten / Kampfmittel-
verdachtspunkten erfasst. Diese sind unter der Anweisung eines Befähigungsscheininha-
bers nach §20 SprengG und dem Einsatz eines sprenggeschützten Baggers aufzudecken. 
Alternativ müsste der Oberboden abgezogen und die Messungen wiederholt oder erdein-
greifende Maßnahmen durch einen Feuerwerker begleitet werden. 
 
Laut geophysikalischem Bericht der Firma Tauber Explosiv Management GmbH u. Co. KG 
(Weiterstadt, 30.03.2023) wurden bei den vorgenommenen Ausgrabungsarbeiten aus-
schließlich Metallreste und Eisenschrott gefunden. Es wurden keine Munition oder Muniti-
onsteile geborgen. 
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Wasserversorgung Steinbach (31.03.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung zum Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
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Regierungspräsidium Darmstadt (22.04.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu 2.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und wurde bereits in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Anschrift wird redaktionell angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung zu dem Be-
bauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Zu 8.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Zu 9.: Die Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung zu dem Be-
bauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 10.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
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Zu 11.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 12.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 




